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Die Unabhängigkeits-Verfassung 
des Bundesstaates Nigeria

Der Bundesstaat Nigeria erlangte als 15. Staat Afrikas im Jahre 1960 die volle Unabhängigkeit. In dieser 
Periode rascher politischer und gesellschaftlicher Veränderungen in Afrika haben die Verfassungsgeschichte 
und die wesentlichen Züge des sich allmählich entwickelnden politischen Systems Nigerias, wovon einiges 
in der Unabhängigkeits-Verfassung natürlicherweise seinen Niederschlag gefunden hat, besondere Aufmerk-
samkeit gefunden. Unsere Erörterungen werden einer Untersuchung der Verfassung selbst gelten sowie ge-
wisser Verfassungsprobleme unter Berücksichtigung der Diskussionen zur Zeit des Inkrafttretens der Verfas-
sung am 1. Oktober 1960. Ein Abschnitt, in dem verschiedene der bedeutendsten Verfassungsentwicklungen 
im ersten Jahr der Unabhängigkeit umrissen werden sollen, gestattet einen Abschluß dieser Untersuchung.

Die Wurzeln der Verfassung Nigerias liegen in 
der jüngsten Geschichte. Der endgültigen Ver-
einigung der Protektorate Süd- und Nordnigeria 
— die 1900 ins Leben gerufen worden waren — 
und der Kolonie und des Protektorats Lagos im 
Jahre 1914 folgte die Bildung eines einheit-
lichen politischen Systems für ganz Nigeria 
durch Großbritannien. Die Gruppierung der Pro-
vinzen Nigerias in drei Hauptregionen in den 
dreißiger Jahren erhielt durch die Verfassung 
von 1946 einen festeren Halt. Der Zeitraum 
von der Verfassung des Jahres 1946 über die 
Verfassung des Jahres 1951 bis zu der Verfas-
sung von 1954 ist gekennzeichnet durch die 
Schaffung föderalistischer Institutionen als Ant-
wort auf die Bestrebungen nach Lostrennung und 
örtlicher Autonomie sowie durch eine weitere 
Entwicklung in Richtung auf eine verantwort-
liche parlamentarische Regierung. Den Autono-
miebestrebungen der einzelnen Regionen wurde

Ein „Bündel von
Die Unabhängigkeits-Verfassung wurde, eben-
so wie schon die Verfassung von 1954, vom 
Kronrat auf der Grundlage der Foreign Juris-
diction Act von 1890 „und anderen“ Vollmach-
ten verkündet. Die Bestimmungen der Verfas-
sung bildeten das Ergebnis von Abmachungen,

1 Die nigerianische Verfassung durch Mandat des 
Kronrates, allgemein als die Verfassung von 1954 
bezeichnet, sowie andere .Verfassungsdokumente' 
durch Abänderung vom März 1960 sind als Beilage 
zueder ’9IHcial Gazette", Nr. 20. Band 47. 14. April 
960, Teil D veröffentlicht Diese Verfassung bil-

det, zusammen mit den beigefügten Plänen, ein 
längeres Dokument mit einem Umfang von 153 Keiten ~ 

zusätzliche Anerkennung durch die Gewährung 
der inneren „Selbstregierung“ für die Ost- und 
Westregion 1957 und die Nordregion 1959 zu-
teil. Um diese und andere Änderungen in die 
Ve

1
rfassung einzubauen, wurde die Verfassung 

in den Jahren 1954—1960 ) in Übereinstim-
mung mit den Empfehlungen verschiedener Ver-
fassungskonferenzen und -tagungen — von 
denen die letzten beiden im Mai 1960 in Lon-
don und im Juli 1960 in Lagos stattfanden — 
in großzügiger Weise geändert. In jeder dieser 
Verfassungskonferenzen und -tagungen trat der 
Einfluß der britischen Vertreter, die durch den 
Kolonialminister ernannt worden waren, mehr 
und mehr zurück, bis die britischen Vertreter 
bei den letzten Konferenzen im Jahre 1960 
weitgehend nur noch die Rolle von Beratern 
und Beobachtern spielten, während die endgül-
tigen Einzelheiten der Ver 2fassung ) von den 
nigerianischen Vertretern ausgehandelt wurden.

Kompromissen"

die in einem längeren Zeitraum zustande ge-
kommen waren. Die Verfassung war ein „Bün-
del von Kompromissen“, um das Urteil Farrands 
über die Arbeit des Verfassungskonvents, der 
1787 in Philadelphia zusammentrat, zu über-
nehmen. In den Jahren 1946—54 stellten diese

2) Die Unabhängigkeits-Verfassung von Nigeria 
ist in dem „zweiten Plan' der nigerianischen Ver-
fassung durch Mandat des Kronrates von 1960 
enthalten Die Verfassungen der Nord-, West- und 
Ostregion umfassen den dritten, bzw vierten und 
fünften Plan dieses Dokuments, das am 16 Septem-
ber 1960 dem Parlament vorgelegt wurde. Diese 
vier Dokumente haben einen Umfang von fast 
170 Seiten.

Kompromisse nicht nur einen Ausgleich zwischen 
den Standpunkten des britischen Kolonialmini- 
steriums und den nationalistischen Führern der 
verschiedenen nigerianischen Bewegungen, Or-
ganisationen und im Entstehen begriffenen po-
litischen Parteien dar, sondern es waren auch 
Kompromisse unter den nigerianischen Führern 
und Sprechern selbst. Die wesentlichen Kompro-
misse wurden zwischen den Anhängern einer 
starken Zentralregierung — etwa nach dem Vor-
bild der Einheitsregierung nach 1914 - und den 
Vertretern einer größtmöglichen Autonomie für 
die einzelnen Regionen erzielt. Vor allem muß-
ten scharfe Differenzen über den Anteil an dem 
Steueraufkommen für Bund und Regionen nach 
dem bundesstaatlichen System ausgeglichen 
werden. Außerdem gab es noch Meinungsver-
schiedenheiten zwischen denen, die zusätzliche 
Garantien zum Schutze der Minderheitenrechte, 
einschließlich der Schaffung neuer Staaten be-
fürworteten und denen, die die Ansicht vertra-
ten, daß solche Garantien im schlimmsten Falle 
Hemmschuhe für die Regionen seien, die auf 
Ablehnung der örtlichen Behörden stoßen und 
bestenfalls nutzlos sein würden.
Die Legitimation der Verfassung ergibt sich nicht 
aus der Arbeit der vom Volk gewählten Ver-
fassungskonvention oder aus der Ratifizierung 
durch die gesetzgebenden Körperschaften oder 
durch die Wählerschaft, sondern aus zwei ande-
ren Quellen. Die eine Grundlage der Legiti-
mation war die Billigung durch die gewählten 
Vertreter der Regierungen des Bundes und aller 
Regionen durch ihre Beteiligung an der Aus-
arbeitung der Bestimmungen der Verfassung. 
Zu den Teilnehmern der letzten Zusammen-
kunft 1960 gehörten nicht nur die Mitglieder 
der politischen Parteien, die die Koalitionsregie-



rung des Bundes unterstützten, sondern auch die 
Mitglieder der Aktionsgruppe, der Oppositions-
partei im Parla 3ment ). Die andere Legitima-
tionsquelle war der förmliche Akt des Kron-
rates, der mit parlamentarischer Vollmacht und 
unter dem Prärogativ der Krone handelte.

Die Artikel der neuen Verfassung enthalten 
in besserer Systematik und in klareren For-
mulierungen die wesentlichen Bestimmungen der 
Verfassung von 1954 sowie die späteren Zu-
sätze und Änderungen, über die im Jahre 1960 
Einigung erzielt wurde. Anstelle eines einzigen 
Dokuments für Bund und Regionen gibt es 
jetzt getrennte Verfassungen für jede der vier 
politischen Einheiten. Die Unabhängigkeitsakte 
für Nigeria, die die wesentlichen Klauseln des 
Status von Westminster enthält, wurde durch das 
Parlament des Vereinigten Königreichs nach 
einem offiziellen Ersuchen der nigerianischen 
Bundes-Legislative — die nunmehr nach der Ver-
fassung „Parlament“ heißt — zum Gesetz er-
hoben. In Übereinstimmung mit der ungeschrie-
benen und gewohnheitsrechtlichen Praxis, die 
bei der Zulassung neuer Mitglieder befolgt wird, 
gaben die Regierungen der anderen Mitglied-
staaten ihre Bereitschaft zu verstehen, Nigeria 
nach der Unabhängigkeit als Mitglied des Com-
monwealth aufzunehmen. Um ihrerseits diese 
Entscheidung zu verwirklichen, ernannte die Re-
gierung des Vereinigten Königreichs einen Hohen 
Kommissar für den Bund und stellvertretende 
Hohe Kommissare für jede der regionalen Haupt-
städte. Die Ernennung dieser neuen Beamten, 
die die Ämter des Generalgouvemeurs und der 
Gouverneure einnehmen, wurde auf Ersuchen 
der verantwortlichen nigerianischen Regierun-
gen von der Königin vorgenommen. Nigeria 
hatte vorher seine Absicht zum Ausdrude ge-
bracht, auch weiterhin Berufungen an den 
Rechtsausschuß des Kronrates zuzulassen. Nach-
dem Lord Head am 1. Oktober vom Premier-
minister als erster Hoher Kommissar des Ver-
einigten Königreichs bei der Bundesregierung 
Nigerias empfangen worden war, kam es zwi-
schen Sir Abubakar und dem Hohen Kommissar 
zu einem äußerst bedeutsamen und kontroversen 
Briefwechsel. In Übereinstimmung mit diesen 
Vereinbarungen übernahm die Regierung des 
Bundes von Nigeria die völkerrechtlichen Rechte 
und Pflichten aus den internationalen Abkom-
men, die „die Regierung des Vereinigten König-
reichs vor der Unabhängigkeit für Nigeria“ ab-
geschlossen hatte, und zwar sollen diese Ab-
kommen „solange in Kraft bleiben, bis die 
Regierung Nigerias entscheiden kann, ob si
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Abänderungen erfordern, oder ob über gewisse 
Punkte neu verhandelt werden muß ). Diesen 
Entwicklungen folgte 1961 die Verabschiedung 
eines Gesetzes durch das nigerianische Parla-
ment, das eine Änderung der königlichen Titel

3) Der Bericht über die Teilnahme des gegenwär-
tigen Führers der Opposition im Parlament an die-
sen Verfassungskonferenzen findet sich bei Awo 
(Cambridge, 1960).
4) Die Texte der Schreiben sind bisher noch nicht 
veröffentlicht worden. Die Zitate sind einer hek- 
tographierten Veröffentlichung der Schreiben durch 
das nigerianische Informationsministerium vom 
1. Oktober 1960 entnommen. 

vorsah. „Die Legislative des Bundes von Nige-
ria gab ihre Billigung" und erkannte der Köni-
gin folgende Titel „zur Benutzung im Bund von 
Nigeria“ zu: „Elisabeth II., Königin von Nigeria 
und Ihrer anderen Reihsteile und Gebiete, 
Oberhaupt des Commonwealth“ 5).

5) Nr. 7 von 1961 in „Olficial Gazette“, Band 48, 
Nr. 39, S. A 21 (1. Juni 1961); vergleiche auch den 
Hinweis auf diese Vorlage durch den Justizminister 
und Generalanwalt Elias in House oi Represen- 
tatives Debates (Tägliche Berichte), 11. April 1961, 
S. 1312—1314. Hinsichtlich der Titel, die in anderen 
Commonwealth-Ländern gelten, vergleiche auch 
Central Office of Information, „The Monarchie 

8) Das Seminar sah sich gezwungen, die Verfas-
sungsprobleme statt auf der Grundlage der neuen 
Unabhängigkeits-Verfassung auf der Basis der 
Verfassung von 1954 mit den Abänderungen von 
1960 sowie die einschlägigen Verfassungsdoku-
mente zu prüfen. Dennoch wurde anerkannt, daß 
nur wenige wesentliche Änderungen an der frü-
heren Verfassung vorgenommen wurden. Die Teil-
nehmer des Seminars wurden über Änderungen, 
die für die Diskussionen erheblich sein konnten, 
unterrichtet. Außerdem war der größte Teil der 
Seminarteilnehmer ebenfalls Teilnehmer der letzten 
Verfassungskonferenz von Lagos gewesen, die sich 
über die endgültigen Formulierungen der Unab-
hängigkeits-Verfassung einigte.
9) Die amtlichen Arbeitspapiere und die Zusam-
menfassungen der Diskussionen des Seminars wer-
den von der nigerianischen Anwaltskammer ver-
öffentlicht. Zu den Arbeitspapieren gehörten u. a. 
folgende Beiträge: Dr. S. O. Biobaku, „Geschicht-
licher Überblick über die Entwicklung Nigerias zu 
einer politischen Einheit“; B. J. Walker, Q C: 
„Die Geburt des Föderalismus in Nigeria“; Prof 
Taylor Cole, „Die Ausbreitung des Föderalismus 
in Nigeria“; Richter L. Brett, „Die Rolle der Recht-
sprechung innerhalb einer föderalistischen Ver-
fassung“; F. R. A. Williams, „Aufteilung der 
legislativen und exekutiven Befugnisse zwischen 
der Bundes- und den Regionalregierungen"; Gene-
ralstaatsanwalt (Westregion) M. G de Winton, 
„Die fundamentalen Menschenrechte in einer Bun-
desverfassung“; Richter W. T Charles, „Teilung 
der Gewalten unter Berücksichtigung der Be 
Steuerung und der Privatanleihen und -kredite nach 
der nigerianischen Verfassung“; H. O. Davies, .Ge-
waltenteilung nach der nigerianischen Verfassung 
unter Berücksichtigung von Handel und Verkehr 
und Richter G. B. A. Coker, „Gewaltenteilung nach 
der nigerianischen Verfassung unter Berücksichti-
gung der Anwendbarkeit internationaler Abkom-
men."

Die Grenzen Nigerias wurden nah der Unab-
hängigkeit durh die Aufnahme Nordkameruns 
als Teil der Nordregion6) und durh die Ent- 
sheidung der Bevölkerung Südkameruns, die 
sih 1961 für den Beitritt zur Republik Kame-
run aussprah, verändert. Die Treuhändershaft 
für Nordkamerun war unter der Verantwortung 
der Regierung der Nordregion ausgeübt worden, 
während bis zur LInabhängigkeit die Treuhän-
dershaft für Südkamerun im Namen des Ver-

Das Seminar für Verfassungsprobleme 
vom August 1960

In den letzten Phasen der förmlichen „Macht- 
Übertragung“ trat ein Seminar für Verfassungs-
probleme des Bundes von Nigeria vom 8 . bis 
15. August 1960 in Lagos zusammen. Das nige- 
rianische Seminar war unter der Ägide eines 
Ausshusses einberufen worden, der den Ober-
sten Gerihtshof und den nigerianishen An-
waltsverband vertrat. Die Einberufung des Se-
minars war durh eine bedeutende Spende der 
Ford-Stiftung ermöglicht worden. An dem Se-
minar nahmen u. a. die obersten Rihter und die 
Mitglieder des Obersten Gerihtshofes und der 
Obergerihte der Regionen und von Lagos, die 
Generalstaatsanwälte des Bundes und der Re-
gionen sowie eine Anzahl von Beamten und 
Mitgliedern der Anwaltskammer teil. Zu den 
ausländishen Gästen zählten führende Rihter, 
amtlihe Vertreter und Rehtswissenshaftler aus 
den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten Kö-
nigreih, Kanada, Australien und Ghana 7). Die 
Zusammenkunft wurde mit einer Rede von Pre-
mierminister Sir Abubakar eröffnet. Aufgabe 
des Seminars war es, die Bestimmungen der ni-
gerianishen Verfassung zu prüfen und die we- 

einigten Königreihs unter die Zuständigkeit 
des Generalgouverneurs von Nigeria fiel. In der 
Praxis ging Nigeria durh die Volksabstimmung 
der Südkameruner ein Gebiet verloren, das so-
wohl in wirtshaftliher als auh in politischer 
Hinsiht bereits in starkem Maße in den Bund 
von Nigeria integriert war und von dem die 
meisten Nigerianer erwarteten, daß es eine der 
Regionen des Bundes werden würde. Der „Ab-
fall“ Südkameruns hat für die Ausarbeitung der 
neuen wirtshaftlihen und politishen Beziehun-
gen zwishen dieser Gebiet und dem Bund 
einige Dauerprobleme aufgeworfen, vor allem 
nah dem endgültigen Abzug der britishen 
Truppen und der Polizei Nigerias nah dem 
1. Oktober 1961.

sentlichen Verfassungsprobleme zu erwägen, 
denen Nigeria künftiggegenüberstehen würde8). 
Es wurde nicht versucht, Einigung über Empfeh-
lungen herbeizuführen und endgültige Antwor-
ten auf die Fragen zu geben, die allein Nigeria 
finden konnte. Die folgende Analyse der Un-
abhängigkeits-Verfassung wird sich notwendiger-
weise stark auf die Erörterungen dieses Semi-
nars 9) stützen, obwohl es sich selbstverständ-
lich nur um eine rein persönliche Beurteilung 
handeln kann.

Die Bestimmungen der Unabhängigkeits-Ver-
fassung, die von diesem Seminar erörtert wur-
den, sind an sich in Nigeria wenig bekannt, 
wenn man von den Beamten und politischen 
Führern absieht, die an den einzelnen Phasen 
der Ausarbeitung teilnahmen und die für den 



Text der Verfassung verantwortlich sind. Der 
Stil der Verfassung verdankt viel dem englisch-
ausgebildeten Rechtsanwalt, ob es sich nun um 
einen Nigerianer oder um einen Ausländer han-
delt. Dies gilt vor allem für die Teile der ge-
schriebenen Verfassung, die Annahme der eng-
lischen Rechtsordnung anerkennen. Das Kapitel 
über die Gerichtshöfe 10 ) beweist vor allem — 
trotz seiner besonderen Einzelheiten — den 
Rückgriff auf traditionelle englische Vorbilder. 
Zu den Hauptproblemen gehörten das Strafrecht 
und Verfahrensrecht in der Nordregion, wo von 
den örtlichen Gerichten das mohammedanische 
Recht angewendet worden war. Aber 1959—60 
erfolgte eine Reform dieses Straf- und Verfah-
rensrechts, wodurch eine stärkere Anpassung 
an das Common Law erreicht wurde. Die

11

 ins 
einzelne gehenden Garantien der „Grundrechte" 
in der Verfassung)  gewährleisten zumindest 
einigen Verfahrens- und richterlichen Schutz 
gegen Übelstände wie diskriminierende, grau-
same und unmenschliche Behandlung. Da-
mit soll nicht unbedingt gesagt werden, daß der 
Wesensgehalt der Verfassungsbestimmungen 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen nicht in 
der Praxis umgangen oder verletzt werden 
könnte.

Die Bestimmungen über die verantwortliche 
parlamentarische Regierung sind in den Ab-
schnitten der Verfassung enthalten, die sich mit 
dem Generalgouverneur, dem Parlament und 
der Exekutive befassen 2). Die Vollmachten 
des Generalgouverneurs nach der Verfassung 
von 1954 sind, wie bereits gesagt wurde, nach 
dem Inkrafttreten der LInabhängigkeits-Verfas-
sung fortgefallen. Ein großer Teil dessen, was 
im Vereinigten Königreich zum „Verfassungs- 
Gewohnheitsrecht" zählen würde, wurde in den 
Bestimmungen der nigerianischen Verfassung 
ausdrücklich angeführt. Dies gilt vor allem für 
die Stellung der Minister, ihre Auswahl und ihr 
Verhältnis zum Parlament. Dennoch suchen wir 
hier — ebenso wie in den meisten anderen Com-
monwealth-Ländern — vergebens nach einer Er-
wähnung der politischen Parteien in diesem Ver-
fassungsdokument. Die Klauseln über die Ober-
häuser, sowohl im Bund als auch in den Regio-
nen, erkennen die zweitrangige Rolle dieser erst 
kürzlich geschaffenen zweiten Kammern im Ver-
hältnis zu den Unterhäusern an, wobei sogar ge-
legentlich in Analogie auf das britische Ober-
haus verwiesen wird. So folgen beispielsweise 
die Vollmachten des Senats des Bundes unge-
fähr den Vorbildern, die im Vereinigten König-
reich durch die parlamentarische Gesetzgebung 
von 1911 und 1949 gesetzt wurden. Weiter ist 
die Anzahl der Minister, die der Senat stellen 
darf, streng begrenzt. Die Oberhäuser oder 
Houses of Chiefs in jeder Region haben das Ziel, 
sowohl die traditionellen als auch die kürzlich 
entstandenen und anerkannten örtlichen Behör-
den und Führungskräfte in die politische Struk-

tur der regionalen Hauptstädte einzubeziehen. 
Diese Oberhäuser nehmen an der Auswahl der 
Mitglieder des Senats teil.
Die Furcht vor einem Mißbrauch der Ernen- 
nungs- und Entlassungsbefugnis zeigt sich in den 
Verfassungsbestimmungen, die sich mit dem 
öffentlichen Dienst befassen und in denen die 
Zusammensetzung und Kompetenzen solcher 
Exekutiv-Körperschaften, wie die Kommissionen 
für den Justizdienst13), für die Polizei 14) und für
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den öffentlichen Dienst ) umrissen sind. Das

10) Verfassung, Kapitel VIH.
11) Verfassung, Kapitel III
12) Verfassung, Kapitel IV—VI.

13) Artikel 120—121.
14) Artikel 102—103.
15) Artikel 140—143.

Die Verfassungsgarantien
Auf zwei Wegen wird der Vorrang der nigeria-
nischen Verfassung, d. h. die Suprematie der 
Verfassung über die gewöhnlichen Akte der Le-
gislative garantiert: einmal durch das richter-
liche Nachprüfungsrecht und zum anderen durch 
das Verfahren für Verfassungsänderungen. Im 

Hauptziel dieser Gremien besteht darin, die 
höhere Beamtenschaft, die Polizei und die Justiz 
so weit wie möglich von dem Drude einflußrei-
cher Familien und politischer Gruppen, d. h. von 
Ämterpatronage, Privilegierungen und Bevor-
zungen freizuhalten. Die Gründe für die Bildung 
der Kommission für den öffentlichen Dienst er-
innern an die Überlegungen, die einst zu der 
Schaffung der ersten Ausschüsse für den öffent-
lichen Dienst in den Vereinigten Staaten und in 
Kanada geführt hatten.

Hinblick auf das richterliche Nachprüfungsrecht 
erstreckt sich die Vollmacht des Obersten Ge-
richtshofes des Bundes — ebenso wie nach der 
Verfassung von 1954 — nicht nur auf Streit-
fälle zwischen dem Bund und den Regionen so-
wie zwischen den Regionen, sondern auch auf 
die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze, sei es der 
gesetzgebenden Körperschaften der Regionen 
oder des Bundes. Auch weiterhin ist es möglich, 
Berufungen an den Rechtsauschuß des Kronrates 



zu richten 16), obwohl einige Mitglieder des 
Seminars sich mit Skepsis zu diesen Bestimmun-
gen für ein unabhängiges Nigeria äußerten. Die 
überwiegende Mehrheit betonte jedoch ihrer-
seits den bleibenden Wert einer Berufungsmög- 
lichkeit an eine unabhängige Körperschaft au-
ßerhalb Nigerias, gab aber zu verstehen, daß es 
wünschenswert sein würde, die Mitgliedschaft 
des Rechtsausschusses durch Einbeziehung her-
vorragender afrikanischer Richter, die mit den 
örtlichen Verhältnissen und den Feinheiten des 
Gewohnheitsrechts vertraut sind, zu erweitern. 
Aber es muß wiederholt werden, daß die Erör-
terungen, zumindest damals, akademischer Na-
tur waren, denn die Unabhängigkeits-Verfas-
sung erkennt den Rechtsauschuß als endgültige 
Berufungsinstanz nach dem nigerianischen Ober-
sten Gerichtshof an.

Die Auslegung der Verfassung oder die „Moda-
litäten" der Auslegung führten in dem Seminar 
zu den schärfsten Meinungsgegensätzen. Ameri-
kanische Seminarteilnehmer, die der Rolle der 
Richter des Obersten Gerichtshofes der USA, 
wie Marshall, Holmes und Brandeis, beträcht-
liche Achtung zollten und in ihnen „konstitu-
tionelle Staatsmänner" erblickten, machten gel-
tend, daß man in einer Verfassung etwas mehr 
sehen sollte als nur eine „Lebensversicherungs- 
Police“, und daß es zulässig sein müßte, die Ver-
fassung von Richtern auslegen zu lassen, die die 
soziologischen Änderungen kennen und sich 
einer „dauerhaften öffentlichen Meinung" be-
wußt seien. Ausgangspunkt dieser Argumenta-
tion war die Überzeugung, daß die Gerichte in 
einem Lande, das in schneller Entwicklung und 
Änderung begriffen sei und dessen Verfassung 
ein schwieriges verfassungsänderndes Verfahren 
vorsah, ein, wenn nicht sogar der wichtigste 
Kanal zur Verfassungsweiterbildung sein müßten. 
Die Gegenmeinung, die wohl das Erbe der histo-
rischen und analytischen Rechtsschule Englands 
verkörperte, legte den Nachdruck auf die Not-
wendigkeit, die Auslegung auf das geschriebene 
Wort, auf die eigentlichen Formulierungen der 
Verfassung zu beschränken, so wie sie von einem 
vernünftigen Menschen verstanden werden, der 
„Wesen und Inhalt" der Verfassung festzustel-
len versucht. Verfassungsänderungen könnten 
und sollten nicht von den Gerichten als Ver-
fassungsgesetzgeber vorgenommen werden, son-
dern nur durch die gesetzgebenden Körperschaf-
ten in Übereinstimmung mit dem formal fest-
stehenden Abänderungsverfahren. Dieser Stand-
punkt wurde in dem Seminar im allgemeinen 
von Teilnehmern aus den Commonwealth-Län-
dern verfochten. Häufig wurde betont, daß der 
nigerianische Richter vor der Wahl zwischen 
einer „liberalen“ oder „flexiblen" Auslegung 
auf der einen Seite und einer „strikten" und 
„starren“ Interpretation andererseits stehen 
würde.

Die Verfassung von 1954 sah kein Verfahren 
zur Verfassungsänderung vor, und alle Änderun-
gen erfolgten notwendigerweise durch Anord-
nung des Kronrats. Die Unabhängigkeits-Ver-
fassung dagegen enthält Bestimmungen über die 

förmliche Änderung der Verfassung, die nach 
sehr eingehenden Diskussionen formuliert wur-
den. Die „fundamentalen" Bestimmungen der 
Verfassung — über Rechtsprechung, Grundrechte, 
Verfassungsänderungen usw. — können nur 
durch eine Zweidrittelmehrheit aller Mitglie-
der beider Häuser des Bundesparlaments, der die 
Zustimmung der Gesetzgebungs-Körperschaften 
in zwei Regionen folgen muß, abgeändert wer-
den' ). Das nächstliegende Vorbild findet sich 
in den Bestimmungen für die Vorlage und Rati-
fizierung der Amendments zur Verfassung der 
Vereinigten Staaten.
Nach der Verfassung von 1954 blieben dem Ge-
neralgouverneur weitreichende Vollmachten vor-
behalten, die es ihm gestatteten, gewisse Garan-
tien und Bestimmungen der Verfassung zeit-
weilig außer Kraft zu setzen, um einer Aus-
nahmesituation Herr zu werden. Gemäß der 
Unabhängigkeits-Verfassung können verschie-
dene Bestimmungen der Verfassung in Not-
standsfällen ebenfalls außer Kraft gesetzt wer-
den, jedoch nur mit Zustimmung des Parla-
ments. Wenn man von einer einzigen Empfeh-
lung im Seminar, die Notstandsvollmachten 
streng zu definieren, einmal absieht, wurde in 
den Erörterungen des Seminars der Prüfung der 
Notstandsfrage überraschend geringe Aufmerk-
samkeit geschenkt. Man hätte glauben sollen, 
daß die Erörterung dieser Notstandsvollmach-
ten angesichts der Erfahrungen anderer moder-
ner Staaten mit Kriegsrecht, Belagerungszu-
stand und konstitutioneller Diktatur eine grö-
ßere Aufmerksamkeit verdient hätte. Letzten 
Endes kann die wahre Bedeutung der Verfassung 
an der Leichtigkeit gemessen werden, mit der sie 
zeitweilig außer Kraft gesetzt werden kann, 
oder — um mit den Worten eines Beobachters 
zu sprechen — was man machen kann, „wenn 
es hart auf hart kommt“.
Das bundesstaatliche System von Nigeria ist, 
wie bereits bemerkt wurde, das Ergebnis eines 
allmählichen Entwicklungsprozesses, der sich 
über mehrere Jahrzehnte erstreckte. Den ver-
schiedensten Einheitsströmungen gelang es, den 
separatistischen und autonomistischen Druck im 
Bund als Ganzem Zügel anzulegen und die 
Grundlage herzustellen, auf der die Macht der 
Zentralregierung wachsen konnte. Ein sorgfäl-
tiger Vergleich der Bestimmungen der Unabhän-
gigkeits-Verfassung und der des Jahres 1954, 
zusammen mit den späteren Änderungen, ergibt, 
daß die Befugnisse der Zentralregierung auf ver-

Die Frage der Gewaltenteilung
Die Hauptaufmerksamkeit schenkte das Seminar 
— sowohl in den vorbereitenden Arbeitspapie-
ren als auch in den späteren Diskussionen — 
der Frage der Gewaltenteilung. Für diese Schwer-
punktbildung lassen sich drei mögliche Gründe 
angeben. Zunächst glaubten die Seminarteil- *

16) Artikel 114.

17) Artikel 4. Die Abänderung der grundrechtlichen 
Bestimmungen der regionalen Verfassungen bedarf 
ebenfalls der Billigung beider Häuser der Regio- 
nal-Parlamente durch eine entsprechende Resolu-
tion. Artikel 5.

schiedenen Gebieten — Handel, Steuern und 
Außenpolitik — etwas verstärkt wurden. Heute 
kommen die föderalistischen Züge der Regie-
rungsform im Bunde einmal in den institutionel-
len Bestimmungen, durch die die Position der 
Regionen in den verfassungsmäßigen Organen 
des Bundes anerkannt wird, und zum anderen in 
der Gewaltenteilung zwischen dem Bund und 
den Regionen zum Ausdruck.
Um nach den institutioneilen Regelungen Ge-
setzesvorlagen der Regionen zu ermöglichen, 
wird den Regionen eine gleiche Vertretung im 
Senat des Bundes gewährt, und zwar kann jede 
Region zwölf Mitglieder in den Senat entsen-
den, so daß die Regionen den größten Teil der 
Mitglieder des Oberhauses stellen. Dem Ober-
sten Gerichtshof des Bundes, der richterlichen 
Berufungsinstanz, gehören Kraft ihres Amtes 
die obersten Richter der Obergerichte der Regi-
onen an. Der Anteil der Regionen am Verfah-
ren zur Verfassungsänderung ist bereits er-
wähnt worden. Die Regionen sind außerdem in 
solchen verfassungsmäßigen Körperschaften wie 
dem Polizeirat und der Kommission für den 
Justizdienst vertreten. Gemäß den Statuten sind 
die Regionen auch in den Vorständen verschie-
dener öffentlich-rechtlicher Gesellschaften, z. B. 
in der Elektrizitätsgesellschaft Nigerias, in der 
nigerianischen Hafenbehörde, in der nigeriani-
schen Eisenbahngesellschaft und der nigeriani-
schen Rundfunkgesellschaft vertreten. Dem na-
tionalen Wirtschaftsrat, der die gemeinsame 
Wirtschaftspolitik festlegt, und dem ihm unter-
stellten nationalen Planungsausschuß gehören 
entsprechende Beamte des Bundes und der Regio-
nen als Mitglieder an. Der beratende Ausschuß 
für Anleihen, der die Aufgabe hat, in- und aus-
ländische Kredite für alle Regierungen zu be-
schaffen, und der Nationalrat für öffentliche An-
gelegenheiten, der sich mit Problemen des öffent-
lichen Dienstes befaßt, setzen sich ähnlich zu-
sammen. Kurz gesagt, es gibt zahlreiche insti-
tutioneile Regelungen, von denen einige nach 
der Verfassung ausdrücklich anerkannt, andere 
verfassungsmäßig zugelassen sind, durch die die 
Regionen „vertreten“ sind. Sie sind Teil eines 
Gefüges, durch das die Beamten des Bundes und 
der Regionen in Kontakt kommen und ihre 
Ansichten austauschen können. Aber mit diesen 
Regelungen sowie mit der allgemeinen Ent-
wicklung und den Problemen des Verwaltungs-
föderalismus befaßte sich das Seminar nicht be-
sonders eingehend.

nehmer, daß die Auslegung der Verfassungs-
bestimmungen über die Machtverteilung in vor-
dringlicher Weise die Aufmerksamkeit der Rich-
ter und der Justiz in den ersten Monaten nach 
dem 1. Oktober finden würde. Ein weiterer 
Grund liegt wohl in der Tendenz in den mei-
sten Commonwealth-Ländern, das Wesen des 
Föderalismus streng legalistisch aufzufassen, und 
— da man schließlich die Arbeit im einzelnen 
etwas willkürlich aufteilen mußte, blieb den 
Vertretern dieser Arbeitsgruppe hinreichend 



Zeit, sich mit der Erörterung der Rechtsfragen 
im Zusammenhang mit der Teilung der Gewalt 
zu befassen.

Im großen und ganzen folgt die Aufteilung der 
Gewalten in Nigeria den australischen und 
amerikanischen Vorbildern, zumindest insofern, 
als der größte Teil der Vollmachten der Zentral-
regierung übertragen wurde, während den Re-
gionen die übrigen Befugnisse verbleiben. Zwei 
Abweichungen müssen aber erwähnt werden: 
Einmal gibt es gewisse Befugnisse — z. B. die 
Bildung einer regionalen Bank —, die den Regi-
onen zufallen. Zweitens werden in verschiede-
nen Abschnitten der Verfassung ausdrücklich die 
„konkurrierenden Vollmachten“ des Bundes und 
der Regionen anerkannt. Diese Bestimmungen 
erinnern stärker an einige Klauseln der indischen 
Verfassung oder des Grundgesetzes der deut-
schen Bundesrepublik als an die Regelungen der 
Verfassungen Australiens oder der Vereinigten 
Staaten. Wie dem auch sei, die Autoren der Ar-
beitspapiere und die nigerianischen Seminar- 
Teilnehmer interessierten sich vor allem für die 
australischen und amerikanischen — und in ge-
ringerem Umfang für die kanadischen gesetzlichen 
Regelungen, Präzedenzfälle und Verfahren als 
Arbeitsmaterial für die künftige Auslegung der 
nigerianischen Verfassung.

Wie die Verfassung ausdrücklich festlegt, ver-
fügt die Bundesregierung über die ausschließ-
liche Gesetzgebungsbefugnis über das Bank-
wesen (mit der bereits angeführten Ausnahme), 
die Auswärtigen Angelegenheiten, die Grund-
züge der Verkehrspolitik, die Verteidigung, die 
Staatsangehörigkeitsfragen, die Ein- und Aus-
wanderung, die öffentlichen Schulden und die 
Angelegenheiten von Lagos. Der Bund teilt mit 
den Regionen die konkurrierenden Vollmachten 
auf den Gebieten des Arbeitswesens, der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung, der Industrie-
entwicklung, der Straßen, Gefängnisse und der 
öffentlichen Arbeiten. Als Hauptgebiete ver-
bleiben den Regionen das Gesundheitswesen, die 
Landwirtschaft und die Erziehung (mit Aus-
nahme des höheren Erziehungswesens) vorbe-
halten. Unter Vorbehalt der Priorität des Bun-
des haben die Regionen das Recht, ihre Befug-
nisse nach der konkurrierenden Liste wahrzu-
nehmen, falls die Gesetzgebung des Bundes und 
der Regionen sieh widerspricht und nicht über-
einstimmt. Die Mitglieder des Seminars erkann-
ten aber an, daß die Bundesregierung in anderen 
Bundesstaaten gewöhnlich nicht gezögert hat, 
auf dem Gebiet der konkurrierenden Befugnisse 
„Geländegewinne zu machen“.

Besondere Aufmerksamkeit schenkte das Se-
minar drei Problemen, bei denen die rechtliche 
Abgrenzung der Befugnisse des Bundes und der 
Regionen mit Sicherheit schwierige Fragen auf-
werfen würde. Es handelt sich dabei 1. um die 
Steuern, 2. um den Handel und 3. um die Er-
füllung internationaler Vereinbarungen.

Die Steuererhebung
Die nigerianische Verfassung erkennt konkurrie-
rende Befugnisse auf dem Gebiet der Steuer-
erhebung nicht an. Ausgehend von den Empfeh-
lungen einer Reihe von Kommissionen aus der 
Vergangenheit, wurden in der Verfassung die Be-
fugnisse zur Steuererhebung zwischen dem Bund 
und den Regionen aufgeteilt. Auf den letzten 
Verfassungskonferenzen im Jahre 1960 bildete 
die Befugnis, die Einkommen zu besteuern, die 
vom Bunde gesammelt und früher den Regionen 
auf der Grundlage der Steuerherkunft verteilt 
wurden, einen der bedeutendsten Diskussions-
punkte18 ). Das Aufkommen aus der bedeuten-
den Importsteuer wird nun vom Bund erhoben, 
wobei die Bundesregierung einen Teil selbst 
behält, während der andere Teil an die ein-
zelnen Regionen nach bestimmten feststehenden 
Kriterien verteilt wird. Dagegen werden die 
Exportsteuern zwar ebenfalls vom Bund erho-
ben, jedoch voll und ganz unter Zugrundelegung 
der Herkunft an die Regionen verteilt. Das Er-
gebnis war, daß über 44 Prozent des gesamten 
erwarteten Steueraufkommens in den Jahren 
1960—61, das von der Bundesregierung kassiert 
wurde, wieder an die Regionen abgeführt wurden, 
und daß fast zwei Drittel des gesamten Steuer-
einkommens der Regionen im Steuerjahr sich 
aus Leistungen und Zuwendungen des Bundes 
ergaben.

18) Vergl. Artikel 7 der Verfassung von 1954 und 
Artikel 70 der Verfassung von 1960.

19) Charles, a. a. O„ S. 16—17.
20) Davies, a. a. O., S. 9.

Befugnisse des Bundes über Handel und Verkehr
Allgemein war die Ansicht verbreitet, daß die 
Abgrenzung der Befugnisse des Bundes über 
Handel und Verkehr vielleicht die heikelsten 
Auslegungsprobleme stellen würde. Auch hier 
lag eine weite Skala der ausländischen Erfah-
rungen vor, die von der scharf restriktiven Aus-
legung der Befugnisse der Dominion-Regierung 
Kanadas auf diesem Gebiet bis zu der groß-
zügigen Interpretation der Handelsvollmächten 
der Bundesregierung der Vereinigten Staaten 
reichte. In Nigeria sind die Befugnisse über 
das Gebiet, das die Gerichte der Vereinigten 
Staaten unter die Rubrik „Handel“ einordnen 
würden, in einiger Ausführlichkeit unter den 
ausschließlichen und konkurrierenden Vollmach-
ten der Bundesregierung aufgeführt. Diese Be-
fugnisse erstrecken sich auf den Luftverkehr, die 
Eisenbahn, die Überlandstraßen, den Seehandel 
und die Seeschiffahrt, Post, Telegrafen und 
Telefon, den Rundfunk und das Fernsehen 
(mit Ausnahme der von den regionalen Regie-
rungen betriebenen Einrichtungen und „Han-
del und Verkehr zwischen Nigeria und an-
deren Ländern“ sowie „zwischen den einzelnen 
Gebieten“. Man kann sagen, daß 1954 die Über-
tragung des größten Teils dieser Befugnisse auf 
die Bundesregierung auf geringe Opposition von

Das Seminar schenkte dem Problem der Be-
steuerung von Regierungsinstitutionen in ande-
ren Bundesstaaten große Aufmerksamkeit. Auf-
grund der anscheinend übereinstimmenden Mei-
nung der amerikanischen und australischen 
Gerichtshöfe wurde die Ansicht vertreten, daß 
— wenn es auch rechtmäßig sei, daß die Gehälter 
der Beamten besteuert werden können — „eine 
Verfassungseinheit des nigerianischen Bundes 
nicht die Regierung einer anderen Verfassungs-
einheit steuerlich erfassen kann und daß sie ihre 
Befugnisse, Steuern von den Beamten einer an-
deren Verfassungseinheit zu erheben, nicht dazu 
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nutzen darf, der anderen Einheit eine besondere 
Politik aufzuzwingen.“ ) Es bleibt abzuwarten, 
in welchem Umfang die Steuererhebungsbefug-
nisse zur Einflußnahme ausgenutzt werden kön-
nen und inwieweit die weitgesteckten und bis-
weilen nicht einheitlichen Präjudizien, die durch 
die amerikanische Rechtsprechung vorgezeichnet 
worden sind, die Einbildungskraft der nigeria-
nischen Richter beflügeln werden. In jedem Fall 
wird der nigerianische Richter künftig Fällen 
gegenüberstehen, bei denen die Steuergesetze 
— so wie sie von der Legislative festgelegt wer-
den — mit Sicherheit den „zufälligen Neben-
effekt" haben werden, -auch Fragen zu regeln, 
die ansonsten nicht zur Kompetenz des Gesetz-
gebers gehören.

Seiten der Regionen stieß, einmal, weil es damals 
einen nur geringen Handel zwischen den Re-
gionen gab, zum anderen auch, weil „der be-
kannte Konflikt zwischen den industriellen und 
den landwirtschaftlichen Regionen sowie zwi-
schen den exportinteressierten und den auf den 
Inlandmarkt angewiesenen Regionen fehlte" 20 ). 
Aber hier ist die Entwicklung in Fluß gekommen, 
so daß die Unzufriedenheit der Regionen mit der 
ausschließlichen Bundeskompetenz über den in-
terregionalen Handel und Verkehr sowie die 
Seeschiffahrt wächst. Dennoch hat die Unab-
hängigkeits-Verfassung die Vollmachten des 
Bundes eher verstärkt als geschwächt, indem 
nämlich eine wichtige Klausel (Artikel 5 8 a), 
die durch die Verfassungsänderung von 1959 in 
die Verfassung von 1954 eingefügt worden war, 
wieder entfernt worden ist. Dieser Passus sah 
vor, daß „keine Einschränkung des Handels und 
Verkehrs zwischen den Regionen durch irgend-
ein Gesetz oder in Anwendung irgendeines Ge-
setzes einer gesetzgebenden Körperschaft in Ni-
geria erfolgen darf“. Die Bedeutung der Strei-
chung dieser einschränkenden Klausel ist ge-
genwärtig Gegenstand eines heftigen Meinungs-
streites, mithin ein Thema, das auch künftig 
die Aufmerksamkeit der Gerichte finden dürfte.



Diese umfassenden Befugnisse des Bundes auf 
dem Gebiet des Handels und Verkehrs im Ver-
ein mit den bereits dem Bund zustehenden Voll-
machten über das Steuerwesen, die Verteidigung, 
die Kontrolle der Elektrizität und der Patente, 
des Arbeitsmarktes, der wissenschaftlichen und 
industriellen Forschung, der Wasserkraft und 
der statistischen Erhebungen sind eigentlich so 
weitreichend, daß einige bestehende Zweifel, ob 
diese Vollmachten nun ausreichen würden, um

Gültigkeit internationaler Vereinbarungen
Die Überlegungen des Seminars hinsichtlich 
der internationalen Vereinbarungen kreisten um 
zwei Fragen: 1. Welche internationalen Abma-
chungen des Vereinigten Königreichs, die für 
Nigeria anwendbar sind, sollten nach dem 1. 
Oktober 1960 noch für Nigeria bindend sein? 
2. Wie sollten diese internationalen Abkom-
men nach dem nigerianischen bundesstaatlichen 
System erfüllt werden? Gewisse nigerianische 
Teilnehmer des Seminars glaubten, daß Nigeria 
nach der Unabhängigkeit frei entscheiden müßte, 
welche der mehr als 300 anwendbaren inter-
nationalen Abkommen für Nigeria bindend sein 
sollen, da Nigeria seinerzeit als „Kolonie“ an 
den Verhandlungen nicht teilgenommen hatte. 
Dennoch wurde von dem Seminar allgemein an-
erkannt, daß die völkerrechtlichen Regeln über 
die Staatennachfolge befolgt werden sollten 
und auch eingehalten werden würden. Wenn es 
auch Zweifel über die Existenz und die Anwend-
barkeit von Präzedenzfällen im Falle einiger 
dieser Verträge und Abkommen gab, so be-
standen doch eindeutig anerkannte und gebil-
ligte Grundsätze des Völkerrechts, die für zahl-
reiche andere Geltung hatten. Hinsichtlich der 
Anwendung der Verträge fanden die noch nicht

Das Verhältnis von Regierungsparteien und Opposition
Bei den wesentlichen Verfassungsproblemen, die 
in Nigeria nach der Unabhängigkeit entstanden, 
ging es um Fragen, die bereits vorher in den 
politischen Kreisen debattiert wurden, die aber 
bisher noch nicht von den richterlichen Instan-
zen untersucht worden sind. Zum Verständnis 
verschiedener dieser Fragen muß daran erinnert 
werden, daß die gegenwärtige Regierung unter 
Führung von Sir Abubakar sich seit den natio-
nalen Wahlen am 12. Dezember 1959 auf die 
Koalition des von den Haussas und Fulanis be-
herrschten Volkskongreß (NPC), der im Reprä-
sentantenhaus der Nordregion über eine bedeu-
tende Mehrheit verfügt, und des Nationalkon-
gresses von Nigeria und Kamerun (NCNC) 
stützt. Die Opposition im Repräsentantenhaus 
wird von der Aktionsgruppe (AG) gestellt, die 
weniger locker organisiert ist als die beiden 
anderen Parteien, und die ihre Schwerpunkte 
unter den Yorubas der Westregion hat. Im gro-
ßen und ganzen verfolgte die Koalition in der 
Innenpolitik einen gemäßigt-evolutionären Kurs. 
Sie legte den Schwerpunkt auf die wirtschaft-
liche Entwicklung im Inneren des Landes und 

durch Gesetz einen umfassenden Plan für die 
wirtschaftliche Entwicklung Nigerias zu unter-
mauern, eigentlich hinfällig sein sollten. Vor 
allem sollte eine „liberale“ Auslegung der Be-
fugnisse des Bundes über Handel und Verkehr 
zumindest geeignet sein, die noch bestehenden 
Schranken abzubauen, die eine Folge der regio-
nalen Kontrolle über das Gesundheitswesen, 
die Landwirtschaft, die Erziehung und die kom-
munale Verwaltung sind.

endgültig festgelegten Schranken der Legislative 
der Vereinigten Staaten und Australiens die 
gebührende Aufmerksamkeit der Seminarteil-
nehmer. Aber die nigerianischen Verfassungsbe-
stimmungen folgen nicht den Grundsätzen der 
Entscheidungen in den Fällen Missouri gegen 
Holland und Curtiss-Wright Export Corporation, 
sondern den Entscheidungen des Rechtsausschus-
ses des Kronrates aus dem Jahre 1937 über die 
internationalen Arbeitsamts-Abkommen Kana-
das. Das Bundesparlament Nigerias kann somit 
ganz eindeutig gesetzgeberisch hinsichtlich der 
Anwendung der internationalen Abmachungen 
entscheiden, die ihrem Gegenstand nach unter 
die Liste der ausschließlichen und konkurrieren-
den Zuständigkeit fallen. Ebenso sicher aber ist, 
daß der Bund nicht legislativ über die Verträge 
und Abkommen entscheiden kann, durch die 
Vollmachten berührt würden, die ansonsten den 
Regionen vorbehalten sind, d. h., der Bund kann 
in solchen Fällen nicht tätig werden ohne eine 
formelle Billigung oder Mitwirkung von Seiten 
der Regionen21 ). Daher können die Vertrags-
vollmachten in Nigeria auch nicht dazu benutzt 
werden, um die Kompetenzen des Bundesparla-
ments auszuweiten.

21) Verfassung, Artikel 69.
22) Vgl. die Thronrede (des Generalgouverneurs), 
House ot Representatives Debates (Tägliche Be-
richte), 29. März 1961, S. 598, vergl. Kapitel „Nige-
rianische Außenpolitik“ von Prof. Gray Crowan.

auf eine Politik der „Nichtidentifizierung mit 
den Blöcken und Mächtegruppierungen“ in der 
Außenpolitik22 ). Die Kontrolle der regionalen 
Regierungen durch den NPC im Norden, die AG 
im Westen und den NCNC im Osten ist durch 
die nationalen Wahlen von 1959 erneut bestä-
tigt worden. Vor allem der Sieg des NPC bei 
den Wahlen in der Nordregion im Mai 1961 
trug einen entscheidenden Charakter und führte 
zu der fast vollständigen Ausschaltung der Op-
positionsparteien in der gesetzgebenden Körper-
schaft. Da in der Nordregion die Mehrheit der 
Bevölkerung Nigerias ansässig ist, haben die Er-
gebnisse dieser Regionalwahl als Mindestfolge 
die politische Rückendeckung der NPC-Führer 
auf regionaler und auch auf Bundesebene ver-
stärkt. Mit einem Wort, die Tendenz geht in 
Richtung auf eine stärkere Beherrschung jeder 
einzelnen Region durch eine einzige Partei und 

auf eine zunehmende Bedeutung des NPC auf 
nationaler Ebene.
Gleichzeitig haben diese Entwicklungen, die 
ihren Höhepunkt in diesem regionalen Wahlsieg 
des NPC fanden, die Besorgnisse der Opposi-
tionspartei hinsichtlich der künftigen Verfas-
sungsentwicklung des Landes vermehrt. Diese 
Besorgnisse wurden noch durch die berechtigte 
Meinung verstärkt, daß die starke Abneigung 
der Bevölkerung im südlichen Teil des Landes 
dazu führte, daß die Bevölkerung des Nordens 
hinter dem NPC „die Reihen schloß“. Außerdem 
bewirkte das taktisch kluge Vorgehen gegen Par-
teien, die südliche Führer und starke Bindungen 
im Süden hatten, diesen Wahlsieg gerade in 
einem Gebiet, in dem in kennzeichnender Weise 
die administrativen und gesellschaftlichen Po-
sitionen identisch sind und in dem der Druck 
der örtlichen Wählerschaft nachhaltig zur Gel-
tung kommt. Nicht nur die Aktionsgruppe son-
dern auch die Fortschrittspartei des Nordens 
(NEPU), die wohl eine nördliche Führung, aber 
starke Bindungen zum NCNC hat, sahen sich 
als Folge der Wahl zur Einflußlosigkeit verur-
teilt. Die vorläufige Ausschaltung jeder wirk-
samen legislativen Opposition im Norden ver-
band sich mit offen ausgesprochenen Befürch-
tungen über eine Wiederherstellung eines Haus- 
sa-Fulani-Reiches in Nigeria, möglicherweise als 
Teil eines mohammedanischen Commonwealth, 
mit seiner angeblich autoritären Ausrichtung. 
Auf Grund dieser Befürchtungen — ob sie nun 
eine echte Grundlage hatten oder ausschließlich 
in der Phantasie bestanden — verfolgen die Füh-
rer der Aktionsgruppe auf nationaler Ebene mit 
besonderer Besorgnis ein angebliches Programm, 
das darauf abzielt, die Aktionsgruppe als eine 
politische Partei zur Ohnmacht und die West-
region zur Einflußlosigkeit zu verurteilen.
Die Entwicklungen seit der Unabhängigkeit, von 
denen einige auf Verfassungsfragen Einfluß er-
langen können, haben in unterschiedlicher Stärke 
diesen Besorgnissen neue Nahrung gegeben. Da 
waren zunächst die Versuche, das Bundesgebiet 
von Lagos zu vergrößern, was notwendigerweise 
den Umfang der Westregion verringern müßte; 
dann die Befürchtungen, daß die Befugnisse des 
Bundes bei der Erhebung von Steuern und viel-
leicht auch bei der Zuteilung ausländischer An-
leihen dazu verwendet werden könnten, die Er-
ziehung und Sozialfürsorge zum Schaden des 
höheren Standards in der Westregion auf einem 
nationalen Minimalstand zu halten; ein dritter 
Grund besteht in der allgemeinen Ablehnung 
auf Seiten der NPC und des NCNC, neue Regio-
nen (nämlich den Mittelgürtel und die COR- 
Staaten) aus Gebietsteilen zu bilden, die von der 
Nord- und von der Ostregion abgetrennt werden 
müßten, und dies trotz der Vereinbarung aller 
wichtigen politischen Parteien, einschließlich 
der Aktionsgruppe, einen Mittel-West-Staat aus 
Gebieten der Westregion zu bilden; viertens 
wurde der Vorwurf erhoben, daß die Bürger-
rechte der Mitglieder der Aktionsgruppe häufig 
verletzt und die Yorubas im öffentlichen Dienst 
des Bundes Diskriminierungen unterworfen seien. 
Schließlich bleibt noch die Frage der Untersu-
chung der Nationalbank zu nennen.



Die Notstandsgesetzgebung
Diese Umstände zusammen mit einer tiefen Ent-
täuschung über die Ergebnisse der nationalen 
Wahlen im Jahre 1959 und die Bemühungen um 
eine künftige politische Anhängerschaft könnten 
teilweise den ansonsten unerklärlichen Kurs des 
Oppositionsführers Awololo erklären, der näm-
lich eine abrupte Neuorientierung der Außenpo-
litik forderte 23 ) und mit Heftigkeit auf gewisse 
Maßnahmen der Regierung im Laufe des Jahres 
reagierte. Ein treffendes Beispiel bietet die Kon-
troverse um die Auslegung von Artikel 65 der 
Verfassung, der die Sondervollmachten des Par-
laments im Falle eines Notstandes regelt24), 
worüber kurz nach Erlangung der Unabhängig-
keit ein Meinungsstreit entbrannte. In scharfen 
Kontroversen in der Presse und im Repräsen-
tantenhaus widersprachen die Führer der Ak-
tionsgruppe nachdrücklich den Auffassungen des 
Bundesjustizministers und Generalstaatsanwalts 
Elias und des Ministerpräsidenten der Ostregion 
Okpara über die Befugnisse der Bundesregie-
rung, die regionalen Parlamente aufzulösen, 
eine Meinung, die sie mit Artikel 65 unterstütz-
ten. Der Ministerpräsident der Westregion, 
Akintola25 ), und Awolo wandten sich in 
scharfen Stellungnahmen gegen diese Ansichten 
von Elias und Okpara. Die Streitfrage wurde 
schließlich in aller Stille fallengelassen, nach-
dem der Premierminister des Bundes, Sir Abu- 
bakar, öffentlich erklärt hatte, daß „alle Regie-

23) Vor allem seine Befürwortung eines Beitritts 
Nigerias zur Ghana-Guinea-Mali-Union nach einer 
überraschenden Reise nach Ghana im Sommer 1961, 
vergl. «Daily Express", 14. Juni 1961, S. 1—2; 
ebenda, 29. Juni 1961, S. 7; für seine Ansichten in 
Awo, a. a. O., S. 310—312.
24) Die entsprechenden Bestimmungen in Artikel 65 
lauten:
1. „Das Parlament kann jederzeit Gesetze für 
Nigeria oder einen Teil Nigerias über Angelegen-
heiten erlassen, die nicht in der gesetzgeberischen 
Liste enthalten sind, wenn das Parlament dies für 
notwendig oder geboten erachtet, um den Frieden, 
die Ordnung und die Regierungsarbeit in der Zeit 
eines Notstandes aufrecht zu erhalten oder zu 
sichern.

2. In diesem Artikel bedeutet .Zeit eines Notstan-
des' jeden Zeitraum, in dem
a) der Bund sich im Kriegszustand befindet,
b) eine Resolution in Kraft ist, die von jedem der 
beiden Häuser des Parlaments gebilligt worden ist 
und in der festgestellt wird, daß ein Zustand des 
öffentlichen Notstandes besteht; oder
c) eine Resolution jeder der Häuser des Parla-
ments in Kraft ist, der nicht weniger als zwei Drit-
tel aller Mitglieder des Hauses zugestimmt haben 
und in der festgestellt wird, daß die demokrati-
schen Institutionen in Nigeria durch einen Umsturz 
bedroht sind."
25) .Daily Express’, 13. Oktober 1960, S. 1.

27) 
28) 

Der Oberste Gerichtshof
Die beiden Hauptfälle, die zu ähnlichen Ausle-
gungsfragen über die Unabhängigkeits-Verfas-
sung führten, ergaben sich im Zusammenhang 
mit den Verfassungsbestimmungen über die 
Menschenrechte. Der befähigte Vertreter der 
Verteidigung war in beiden Fällen der frühere 
Generalanwalt der Westregion, Williams. Er 

rangen des Bundes autonom seien, daß jede . . . 
klar definierte Funktionen habe, und daß .keine 
die anderen auflösen kann' “ 27 ). Angesichts die-
ser kurzen, aber erbitterten Kontroverse ist es 
etwas überraschend, daß die endgültige Verab-
schiedung der Notstandsgesetzgebung, die im 
Frühjahr 1961 durch das Parlament 28)  erfolgte, 
auf eine geringe Opposition stieß, denn dieses 
Gesetz bevollmächtigt die Regierung in der 
Praxis zum Erlaß von Verordnungen, durch die 
innerhalb der gesetzlich festgelegten Notstands-
zeiten Personen inhaftiert und deportiert werden 
können. Nach dem Gesetz ist weiterhin das „Be-
treten und Durchsuchen von Wohnungen“ und 
die „Beschlagnahme von Eigentum und Unter-
nehmungen“ innerhalb dieser Zeitabschnitte 
dem Bund gestattet. Diese Verordnungen kön-
nen nur durch Entschließungen des Parlaments 
wieder außer Kraft gesetzt werden. Die Zustim-
mung zur Verabschiedung dieser „Verordnun-
gen, Befehle und Richtlinien“ wird in Zukunft 
unter parlamentarischer Kontrolle ausgeübt 
werden, und nicht, wie in der Vergangenheit, 
unter der Oberaufsicht des Generalgouverneurs 
nach den Vollmachten der Notstandsbefugnisse 
durch den Kronrat des Vereinigten Königreichs 
aus den Jahren 1939—59. Das Notstandsgesetz 
Nigerias beantwortet auch Jie Fragen über die 
Notstandsvollmachten, die in dem Seminar für 
Verfassungsfragen hier und da gestellt wurden.

gilt seitdem als der Verfechter der Realisierung 
der verfassungsmäßigen Garantien für die Men-
schenrechte. In einem dieser beiden Fälle, Queen 
gegen Amalg

29
amated Press (of Nigeria) Ltd., and 

Assoc ), wurde Amalgamated Press als Verleger 
des „Sunday Express“ beschuldigt, aufwiegle-
risches Material veröffentlicht und falsche Nach-
richten verbreitet zu haben, in der Absicht, die 
Öffentlichkeit entgegen den Bestimmungen der 
Paragraphen 51 und 59 des Strafgesetzbuches 
in eine Aufruhrstimmung zu versetzen. Die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit der Paragra-
phen 51 und 59 des Strafgesetzbuches wurde 
von dem Obergericht von Lagos, das über den 
Fall zu urteilen hatte, dem Obersten Gerichts-
hof zur Entscheidung vorgelegt. Der Oberste 
Gerichtshof kam zu dem Schluß, daß diese Pa-
ragraphen nicht durch die Artikel 1 und 24 der 
Verfassung „außer

30
 Kraft getreten sind“ und daß 

sie demnach anwendbar seien ).  Zu ähnlichen 
Schlußfolgerungen gelangte der Oberste Ge-
richtshof in dem anderen Fall, der beträchtliche 

öffentliche Aufmerksamkeit erregt hatte und in 
den das frühere Mitglied des Repräsentanten-
hauses, Dr. Chiki Obi, verwickelt war. Im Zu-
sammenhang mit diesem Fall erörterte der Ober-
ste Gerichtshof mit beachtlicher Ausführlichkeit 
die rechtliche Bedeutung des Begriffs „Aufwieg-
lung zum Aufruhr“ 31). Obgleich der Oberste 
Gerichtshof sich in beiden Fällen auf den Stand-
punkt stellte, daß die Bestimmungen des be-
stehenden Strafgesetzbuches verfassungsmäßig 
seien, ist das letzte Wort über die hier aufge-
worfenen Rechtsfragen noch nicht gesprochen 
w 32orden ).  Es ist klar, daß diesen Fällen andere 
folgen werden, die eine Auslegung der ver-
fassungsmäßigen Garantien der Bürgerrechte 
durch den Obersten Gerichtshof erforderlich ma-
chen werden. Diese Entwicklungen stimmen mit 
den Voraussagen überein, die in dem Seminar 
über die künftige Rolle des Obersten Gerichts-
hofes gemacht wurden.

Zu erwähnen bleiben noch verschiedene Fälle, 
die entweder bereits rechtshängig geworden 
sind oder einer weiteren richterlichen Auslegung 
bedürfen. In dem Fall der Nationalbank liegt 
ein

33

e Klage des ehemaligen leitenden Direktors, 
Abedayo Doherty, beim Obergericht von Lagos 
auf einstweilige Verfügung vor, durch die es 
dem ernannten Bevollmächtigten, Sir Vahe Bai- 
raman, untersagt werden soll, in der Bank eine 
Untersuchung durchzuführen. Die rechtlichen 
und verfassungsmäßigen Probleme, die von der 
Verteidigung ) aufgeworfen wurden, sind be-
reits dem Obersten Gerichtshof zur Entschei-
dung vorgelegt worden. Da die Nationalbank in 
starkem Maße zur Finanzierung der kostspieli-
gen Wahlkampagne der Aktionsgruppe bei den 
nationalen Wahlen von 1959 herangezogen 
worden war und dann von der Regierung der 
Westregion übernommen wurde, erhoben die 
Führer der Aktionsgruppe die Beschuldigung, 
daß hinter der geplanten Untersuchung hand-
feste politische Motive stehen müßten.

Wichtiger noch sind andere potentielle Probleme 
hinsichtlich der Auslegung der Verfassung, die 
schon in der nahen Zukunft dem Obersten Ge-
richtshof zur Entscheidung unterbreitet werden 
könnten. Bisher ist dem Obersten Gerichtshof 
noch kein Fall vorgetragen worden, der die Ver-
fassungsmäßigkeit eines Vertrages zum In-
halt hat. Aber es bestehen viele Ungewißheiten 
für die Zukunft. Zur Zeit besteht in einigen 
amtlichen Kreisen Nigerias die Neigung — die 
Tendenz war auch im Seminar zu erkennen —, 
den Umfang in Frage zu stellen, in dem Nigeria 
nach dem einschlägigen Briefwechsel zwischen

Director of Public Prosecutions 



dem Vereinigten Königreich u
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nd Nigeria vom 
1. Oktober 1960 ) gebunden ist, bzw. gebunden 
sein sollte. Eine neuerrichtete Abteilung im 
Justizministerium ist jetzt bei der mühseligen 
Arbeit, die über 300 in Frage kommenden bila-
teralen und multilateralen Verträge und Ab-
kommen — die genaue Zahl ist noch ungewiß — 
zu sammeln und zu klassifizieren. Dies alles in 
einer Zeit, da die Texte einiger dieser Verträge 
noch nicht einmal im neu organisierten Ministe-
rium für Auswärtige Angelegenheiten und Com-
monwealth-Beziehungen vorliegen. Inzwischen 
sind aber bereits gewisse rechtliche Fragen ent-
standen. Zum Beispiel: Verletzt der Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen zu Frankreich 
im Jahre 1961 aus Protest gegen das französi-
sche Atomexperiment in der Sahara Frankreichs 
Rechte und damit Nigerias Verpflichtungen aus 
einem Abkommen vom Jahre 1923 (das seiner-
zeit vom Vereinigten Königreich unterzeichnet 
wurde) über die Benutzung nigerianischer Häfen 
und Flugplätze? Aber um es noch einmal zu 
wiederholen: Bisher sind noch keine Fragen im 
Hinblick auf die Erfüllung von Verträgen an die 
Gerichte herangetragen worden.

Entgegen anders lautenden Voraussagen ist der 
Oberste Gerichtshof im ersten Jahr der Unab-
hängigkeit nicht mit Fällen befaßt worden, die 
die Befugnisse der Bundesregierung auf dem 
Gebiet des Handels betreffen. Die Auswirkun-
gen der Annullierung von Artikel 5 8a bleibt 
daher nach wie vor ohne richterliche Nachprü-
fung. Ebenso hat es bisher keine Fälle gegeben, 
die zu einer Auslegung der Steuererhebungsbe-
fugnisse des Bundes und der Regionen geführt 
hätten. Allerdings hätte die Zahlung von Re-
gionalsteuern für Benzin, das in einem Fall von 
Fahrzeugen der Bundesregierung benutzt wurde, 
zu einer Auslegung der Befugnisse der Regio-
nen, regierungseigene Unternehmen zu besteu-
ern, führen können, wenn der Fall weiterverfolgt 
worden wäre. Eine weitere Frage: Verletzt ein 
Vertrag zwischen einer regionalen Regierung 
und einem ausländischen Unternehmer, nach 
dem eine Abschlagszahlung bei vollendeter Ar-
beit geleistet und weitere Zahlung für einen 
mehrjährigen Zeitabschnitt vereinbart werden, 
die Bestimmungen der Verfassung, die der Bun-
desregierung die ausschließliche Befugnis geben, 
„Geldmittel von außerhalb Nigerias für die 
Zwecke des Bundes und der Regionen zu ent-
leihen . . 35)? Bisher sind diese Fragen noch

34) Siehe oben. Im Hinblick auf den Inhalt dieser 
Schreiben machte einer der Beamten des Justiz-
ministeriums geltend, daß die clausula rebus sic 
stantibus angewendet werden könnte, um den 
.ursprünglichen Fehler* zu korrigieren.

35) Verfassung, Punkt 5 der »ausschließlichen Ge-
setzgebungsliste' im Plan.
36) Siehe Kapitel »Die Ausbreitung des Föderalis-
mus in Nigeria'.

nicht an die Gerichte herangetragen worden. 
Dies alles bedeutet, daß weder der Oberste Ge-
richtshof Nigerias noch der Rechtsausschuß des 
Kronrates im ersten Jahr eine bedeutende Rolle 
bei der Entwicklung der Unabhängigkeits-Ver-
fassung gespielt haben.

Die empirische Basis der Verfassung
Die Verfassung der Vereinigten Staaten, die von 
dem Verfassungskonvent in Philadelphia im 
Jahre 1787 ausgearbeitet wurde, ist einmal als 
das größte Verfassungswerk des menschlichen 
Geistes bezeichnet worden. Bei offiziellen An-
lässen wird in ähnlichen Wendungen von der 
Unabhängigkeitsverfassung Nigerias gesprochen. 
In Wahrheit ist die endgültige Formulierung 
beider Dokumente das Werk von Männern der 
Praxis, die sich bei ihren langen Arbeiten auf 
die Lehren der Erfahrung stützten. Beide Ver-
fassungen enthalten Bestimmungen, in denen 
die Institutionen der repräsentativen Regierung 
sowie die verschiedenen rechtlichen Grundsätze 
und Verfahrensweisen formuliert wurden, die 
zum Teil auf englische Vorbilder zurückgehen, 
die aber der neuen Umgebung angepaßt wurden. 
Von Anfang an verfolgten beide Verfassungen 
das Ziel, Sicherungen gegen die Ausübung will-
kürlicher und unkontrollierter Macht einzubauen. 
Dieser Wunsch erklärt solche Institute und 
Klauseln wie die richterliche Nachprüfung von 
Gesetzen der Legislative — sei es implizite wie 
in den Vereinigten Staaten oder ausdrücklich wie 
in Nigeria —, die geschriebenen Garantien der 
Menschenrechte und des Föderalismus. In beiden 
Fällen bestand unter den Verfassungsgebern ein 
beachtliches Vertrauen in die Gerichte und der 
Glaube, daß ein geschriebenes Dokument die 
fundamentalen Rechte enthalten kann.

Leichter Trend zur Zentralisierung
Will man die bundesstaatlichen Beziehungen, 
die ihre Grundlage in der Verfassung haben, 
überblicken, so muß man sich vergegenwärtigen, 
daß Nigeria erst in jüngster Zeit durch den Wil-
len einer ausländischen Macht geschaffen wurde 
und daß Nigeria nach 1914 mehrere Jahrzehnte 
lang unter einem unitarischen Regierungssystem 
lebte. Den Lostrennungs- und Autonomie-Be-
strebungen nach 1946, die ihren Höhepunkt in 
der Errichtung der „Selbstregierung" in den 
drei Regionen fanden, sind in den letzten Jahren 
Zügel angelegt worden. Über die Bindungs-
kräfte des englischen Erbes hinaus — wie Rechts-
ordnung, verantwortliche parlamentarische Re-
gierungsform und gemeinsame Sprache — zeig-
ten sich weitere Momente, die eine einigende 
Wirkung hatten. Einige dieser Faktoren sind 
wirtschaftlicher Natur, so die Rolle der Zen-
tralregierung bei der Weiterleitung der Steuer- 
einkünfte an die Regionen sowie die Kontrolle 
der Zentralregierung über die wichtigsten Nach-
richtenverbindungen; andere beruhen auf den 
Befürchtungen der Minderheiten, die den Schutz 
und die Garantien des Bundes gegen die beherr-
schenden politischen Gruppen in den Regionen 
anstreben; weitere Faktoren resultieren aus den 
Vorteilen der Zusammenarbeit zwischen der Bun-
desregierung und den Regionalregierungen in ad-
ministrativen und anderen Gremien, einschließ-
lich der Gesellschaften; wieder andere Einigungs-
momente, diesmal mehr psychologischer Natur, 

Es ist verständlich, warum die Richter und poli-
tischen Führer Nigerias auch weiterhin mit 
Interesse auf die anderen Bundesstaaten inner-
halb des Commonwealth blicken, ob es sich nun 
um Monarchien handelt wie in Kanada oder 
Australien oder um Republiken wie im Falle 
Indien. Die Bestimmungen in der nigerianischen 
Verfassung über die Gewaltenteilung und gleiche 
Vertretung in den Oberhäusern weisen eine ge-
wisse Ähnlichkeit nicht nur mit der amerika-
nischen sondern auch mit der australischen Ver-
fassung auf. Die verantwortliche Kabinettsregie-
rung, die Beibehaltung der Berufungen beim Kron-
rat und die Beziehungen der regionalen Regie-
rungen zur Krone weisen ebenfalls auf weitere 
australische Vorbilder hin. Diese Umstände er-
klären und rechtfertigen die Tatsache, daß die 
Teilnehmer an dem nigerianischen Seminar bei 
der Ausarbeitung und Erörterung der Arbeits-
papiere häufig auf australische Präzedenzfälle 
verwiesen. Es hat somit den Anschein, daß die 
höchsten Gerichte in Nigeria zumindest in den 
ersten Jahren nach der Unabhängigkeit zuerst 
nach Australien, dann nach den Vereinigten 
Staaten und Kanada und möglicherweise nach 
Indien blicken, wenn sie über die britischen Er-
fahrungen hinausgehend nach juristischen Leit-
sätzen Ausschau halten.

zeigten sich in den weitverbreiteten Forderun-
gen nach schneller „Nigerisation" der höheren 
Stufen des öffentlichen Dienstes sowie in einem 
gemeinsamen Stolz auf die nigerianische Kon-
trolle über die Außenpolitik und die Verteidi-
gungsangelegenheiten; einige schließlich spie-
geln die Überzeugung und den Glauben der 
Parteiführer wieder, die jetzt Ämter bei der 
Zentralregierung innehaben, daß künftig die 
einflußreichsten Positionen in Lagos zu finden 
sind36 ). Die nigerianischen Teilnehmer des Se-
minars haben anscheinend diese Tendenz als 
wünschenswert bejaht und als unvermeidlich 
hingenommen, eine Tendenz, die die Gewichte 
auf der Waagschale, die früher nach der Seite 
der regionalen Autonomie ausschlug, zu ver-
lagern beginnt. Und wenn man verschiedene der 
jüngsten Verfassungsänderungen überblickt, die 
nach den Verfassungskonferenzen im Jahre 1960 
vereinbart wurden, so hat es den Anschein, daß 
sie geeignet sind, die Befugnisse der Bundes-
regierung eher zu erweitern als einzuschränken. 
Wenn man aber einmal die Entwicklung Nige- 
rias nicht mit den bereits erwähnten Bundesstaa-
ten vergleicht, sondern mit den anderen Entwick-
lungsländern, die einen ungefähr vergleichbaren 
Wirtschaftsstandard erreicht haben, so können 
verschiedene Beobachtungen gemacht werden. In



Nigeria fehlen eine starke Armee, eine einheit-
liche Kirche sowie wohlfundierte Gewerkschaften 
und Arbeitgeberorganisationen. Es fehlt eben-
falls ein sendungsbewußter Führer, der im gan-
zen Lande Widerhall findet. Außerdem fehlt es 
der weitgehend noch analphabetischen Bevöl-
kerung an größeren Erfahrungen mit den ver-
schiedenen Formen der politischen Mitarbeit, 
wie bei Wahlen und in der Verwaltungsarbeit. 
Obgleich die sekundären Interessengruppen all-
gemein nicht sehr zahlreich und nicht sonderlich 
wirksam organisiert sind, gibt es einzelne gut-
organisierte Verbände wie die nigerianische An-
waltsorganisation, den nigerianischen Lehrerver-
band sowie die Organisation' der Markt-
frauen 37).  Zu nennen sind noch die tiefverwur-
zelten Gruppen auf Stammes- und Traditions-
basis, deren Ansichten im politischen Leben des 
Landes auf vielfältige Weise ihren Widerhall 
finden; die aufsteigenden politischen Parteien, 
die mehr als früher damit beginnen, das Natio-

Viele offene Fragen
Es gibt noch viele nicht beantwortete Fragen, 
die aber für die Lösungen der „Verfassungspro-
bleme des Bundes von Nigeria" einmal von Be-
deutung sein werden. Denn schließlich ist es 
die Hauptaufgabe eines jeden Föderalismus, 
zwischen den Einheitskräften, die für die staat-
liche Einigung wirken, und den zentrifugalen 
Bestrebungen, die zur Uneinigkeit führen, das 
Gleichgewicht herzustellen. Wird es der gegen-
wärtigen Führung in der Regierung und in den 
politischen Parteien, die in der Zeit vor der Un-
abhängigkeit an die Macht kamen, gelingen, das 
Machtstreben einzelner Nigerianer in der Ära 
nach der Unabhängigkeit in Schach zu halten? 
Welchen Einfluß wird das regionale Erziehungs-
system auf die Zusammensetzung der politischen 
Eliten haben? Wie wird sich die schnell anwach-
sende Zahl der arbeitslosen Schulabgänger auf 
die Richtung und Stabilität des politischen Sy-
stems auswirken? Welche Auswirkungen werden 
die raschen Fortschritte zur Nigerianisierung auf 
die Stabilität und Funktionsfähigkeit der höhe-
ren Beamtenschaft vor allem in einer Zeit der 
schnellen wirtschaftlichen Entwicklung haben? 
Kann die „Nordorientierung" des öffentlichen 

nale anzusprechen, die aber doch nach wie vor 
ihre Wurzeln in den Stammesgruppierungen der 
einzelnen Regionen haben, und schließlich die 
Bürokratie im Bund und in den Regionen, die 
im unteren und mittleren Dienst fast ausschließ-
lich aus Nigerianern und im gehobenen Dienst 
aus „Expatriierten" und einem stetig wachsen-
den Prozentsatz von Nigerianern bestehen. Die 
grundlegenden politischen Entscheidungen auf 
nationaler Ebene sind heute weitgehend das Er-
gebnis der Konflikte und Kompromisse zwischen 
diesen wesentlichen Gruppen auf der nigeria-
nischen politischen Bühne. Dabei werden diese 
Entscheidungen heute durch die weitverbreitete 
antikolonialistische Haltung, durch Stammes-
traditionen und durch die Anforderungen eines 
raschen technologischen und wirtschaftlichen Än- 
derungs- und Entwicklungsprozesses bestimmt. 
Hier muß man nach dem Kräftespiel der „Ver-
fassungswirklichkeit" suchen; hier erkennt man 
die Elemente der „ungeschriebenen Verfassung“.

Dienstes in der Nordregion mit der Nigerisie- 
rung auf Bundesebene in Einklang gebracht wer-
den, oder wird hieraus nicht in den kommenden 
Ja 38hren ein spaltender Faktor entstehen )? Hat 
Nigeria mit seinen an sich beachtlichen Voraus-
setzungen für einen „wirtschaftlichen Start“ den 
das erforderliche ausgebildete Personal, um eine 
nationale Wirtschaftsplanung zu fördern und zu 
erleichtern? Wie werden die Auswirkungen auf 
die Einheit Nigerias sein, wenn sich die wirt-
schaftliche Entwicklung in der Westregion wei-
terhin schneller vollzieht als in den anderen Re-
gionen? Werden die politischen Parteien, die 
erst in jüngster Zeit aus Stammesgruppierungen 
entstanden sind, sich stärker im nationalen als 
im regionalen Sinne aussprechen und so im 
Verein mit anderen Institutionen für die poli-
tische und soziale Integration wirken? Werden 
die Tendenzen zur Festigung des „Ein-Parteien- 
Systems" in jeder der einzelnen Regionen ein 
wirksames Hindernis für ein „Ein-Parteien-Sy- 
stem" auch im Bund bilden? Werden die in 
nordsüdlicher Richtung verlaufenden Verkehrs-
adern Nigerias eine ebenso einigende Wirkung 
entfalten wie einst die großen Eisenbahnlinien 
Kanadas, die vom Osten nach dem Westen ver-

38) Siehe Kapitel 
gangszeit“.

liefen? Welche Auswirkungen werden die größere 
soziale Mobilität und das rapide Anwachsen der 
Städte auf die Entwicklung von Interessen und 
Ansichten haben, die nicht auf örtlichen unc’ 
stammesbedingten Bindungen beruhen? Wirc 
der Ost-West-Konflikt, der sich bereits bei der 
inneren Kämpfen in den Gewerkschaften zeigt 
ernsthafte innenpolitische Auswirkungen haben 
Werden sich die Entwicklung des Pan-Afrikanis- 
mus in seinen verschiedenen Schattierungen unc 
das Aufkommen des Neutralismus in seinen un 
terschiedlichen Begründungen als Sprengkräfte 
im Inneren auswirken? Werden die Befürchtun 
gen vor dem Wiederaufleben eines Haussa 
Fulani-Reiches und vor der Bildung eines Corn 
monwealth der mohammedanischen Staaten ein 
allgemeine Ungewißheit im Süden Nigerias nod 
verstärken?

Die einfache Aufzählung dieser Fragen läßt dit 
Grenzen erkennen, die der Erreichung ideale 
Ziele in Nigeria gesetzt sind. Schon Spence 
sprach von der Ermordung eines schönen Ideal 
durch ein Bündel brutaler Tatsachen. Der be 
fähigte nigerianische Premierminister, Sir Abu 
bakar, sagte in seiner Ansprache zur Eröffnung 
des Seminars im August 1960, daß das Beste 
der Feind des Guten sei. Für Sir Abubakar be 
steht das Gute wahrscheinlich in folgendem: ir 
dem endgültigen Übergang von einem abhängi-
gen zu einem unabhängigen Status mit einem 
System, das in seinen Grundzügen demokratisch 
ist; in einer geachteten und gebilligten geschrie-
benen Verfassung, die praktisch wirksame Siche-
rungen gegen jede willkürliche Ausübung der 
Gewalt enthält; in einem deutlich erkennbaren 
stetigen Vordringen des Föderalismus, wobei — 
zumindest in der unmittelbaren Gegenwart — 
die einigenden und integrierenden Faktoren sich 
ständig verstärken und schließlich in der Ent-
faltung einer lebensfähigen Wirtschaft, die all-
mählich das Realeinkommen der anwachsenden 
Bevölkerung erhöhen kann und auf diese Weise 
das wirtschaftliche Fundament für eine stabile 
verfassungsmäßige Regierungsform bilden 
könnte. Die Hindernisse auf dem Wege zu die-
sen Zielen sind riesengroß, aber in stärkerem 
Maße als in irgend einem anderen Lande südlich 
der Sahara bestanden und bestehen in Nigeria 
die Möglichkeiten zur Erreichung dieser Ziele.

Anmerkung:
R. Taylot Cole,  an der Duke-Universität, Dur- 
ham/North Carolina.

37) Obwohl das Problem der Interessentengruppea 
in Nigeria in der Vergangenheit kaum untersucht 
worden ist, werden jetzt zwei Studien über ale 
Organisationen der Marktfrauen vorbereitet.



Wirtschaftsübersicht

Genossenschaftswesen

Die Genossenschaften spielen im sozialen und 
wirtschaftlichen Leben Nigerias eine bedeutende 
Rolle. Sie ermöglichen kleinen Händlern und 
Bauern eine Existenz und fördern in den länd-
lichen Gemeinden das Sparen. Die verstärkte 
Ausfuhr von Rohstoffen und der Anstieg des 
Lebensstandards in den letzten Jahren haben zu 
einer beachtlichen Zunahme der Zahl der Ge-
nossenschaften geführt, vor allem der Absatz-, 
Spar- und Kreditgenossenschaften, und zwar:

1947 1958
Landwirtschaftliche Absatz-------------------------

Genossenschaft .... 242 1 243
Spar- u. Darlehnsgenossensch. 265 293
Spar- u. Kreditgenossensch. 141 1 093
Sonstige................................. 44 312

insgesamt: 692 2 941

Cesamtmitgliederzahl: . . 39 661 157 103

Von 1947 bis 1949 wurden vier Absatzämter 
für die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse, wie Ölpalmprodukte, Erdnüsse, Kakao, 
Baumwolle errichtet Auf der Londoner Kon-
ferenz von 1953 wurde beschlossen, diese durch 
ein »Allzweck-Amt“ in jeder Region zu erset-
zen. Diese befassen sich zusätzlich auch mit dem 
Absatz von Sojabohnen, Grapefruit und Ben- 
nüssen.

Hauptaufgabe der Absatzäwter ist: Stabilisie-
rung der Erzeugerpreise, Förderung der wirt-
schaftlichen Entwicklung der verschiedenen Land- 
wirtschaftszweige, Finanzierung von Forschungs-
arbeiten.

Die „Nigeriau Produce Marketing Company Ltd“ 
ist für die Ausfuhr der Erzeugnisse zuständig 
und schreibt die Qualitätsnormen vor. Sie über-
weist die gesamten Einnahmen, abzüglich der 
angefallenen Ausgaben, an die regionalen Ab-
satzämter. Die regionalen „Allzweck-Ämter" 
übernahmen das Grundkapital der früheren 
Ämter. 1957 wurde dieses auf 29 Mill. Pfund 
in der Nordregion, 11 Mill. Pfund in der Ost-
region und 35 Mill. Pfund in der Westregion 
geschätzt.

Bodenschätze

Nigeria ist reich an Rohstoffen. Es steht mit 
etwa 5 % an sechster Stelle in der Weltproduk-

tion an Zinn, das im Norden in der Jos-Hoch- 
ebene gewonnen wird. Jahresdurchschnitt: 13 000 
Tonnen. Die internationale Zinn-Kommission 
verpflichtete 195 8 die Produktionsländer zu 
einer 4Oprozentigen Reduzierung der Förde-
rung.

Auch 75*/o des Weltbedarfs an Columbit wird 
von Nigeria bestritten. Columbit ist ein Metall, 
das zur Stahlhärtung dient.

Kohle wird in der Ostregion gefördert. Die För-
derung erreichte 1958 rund 925 000 Tonnen, die 
hauptsächlich dem Inlandsbedarf dienen.

Blei, Zink und Gold werden in kleineren Men-
gen gefördert.

Erdöl-Quellen sind in Ost-Nigeria vorhanden. 
Von dem größten Ölfeld nach der Hafenstadt 
Port Harcourt wurde eine Ölleitung gelegt. Ende 
1958 erreichte der Export bereits nahezu 12 
Mill. DM. Eine neue Erdöl-Quelle wurde auch 
in West-Nigeria entdeckt.

Der Bergbau untersteht der Föderationsregie-
rung. In die Tantiemen teilen sich die Regie-
rungen der Föderation und der Regionen; der 
größte Anteil entfällt auf die Ursprungs-Region.

Industrie

Die industrielle Entwicklung befindet sich noch 
im Anfangsstadium. Die meist kleinhandwerk-
lichen Betriebe (bis 10 Beschäftigte) befassen 
sich mit der Weiterverarbeitung heimischer Roh-
produkte, Entkernung von Baumwolle, Herstel-
lung von Baumwollstoffen, Palmölgewinnung 
durch Ölmühlen, Herstellung von Sperr- und 
Furnierholz, Produktion von Fruchtsäften und 
alkoholfreien Getränken.

Nur 40 000 der 450 000 Beschäftigten gehören 
Großbetrieben an, so dem Bergbau und der Ener-
giewirtschaft, usw.

Großbritannien ist der beste Abnehmer Nige-
rias, es folgen Holland und die Bundesrepublik 
Deutschland. Großbritannien ist auch der be-
deutendste Lieferant, es folgen Japan und die 
Bundesrepublik Deutschland.

Die industriellen Handwerker werden von der 
Regierung in bezug auf Technik und Ausdeh-
nung der Betriebe weitgehend unterstützt.

Zu den bedeutendsten Betrieben gehören:

1 Sägewerk in Sapele — Westregion
1 Sperrholzfabrik in Sapele — Westregion
1 Spinnerei und Weberei —Nordregion

1 Zementfabrik —Ostregion
je 1 Zigaretten-Fabrik in Ibadan, Port-Harcourt, 

Zaria
je 1 Brauerei in Apapa und Aba

1 Textilfabrik in Kaduna 
Konservenfabriken 
Seifenfabriken

1 Plastikfabrik
Möbelfabriken

1 Fabrik für Werkzeugmaschinen
4 Werften

Energieversorgung

Einer Elektrizitätsgesellschaft (Körperschaft öf-
fentlichen Rechts) untersteht als einziger Be-
hörde die Stromerzeugung und -Verteilung, so-
wie der Ausbau des öffentlichen Versorgungs-
netzes. Sie bezieht den Strom von zwei Privat- 
Gesellschaften, von denen die eine Strom aus 
Wasserkraft für den Zinn-Bergbau in Jos in der 
Nord-Region erzeugt, die andere ihre Säge-
werke in Sapele in der West-Region beliefen 
1958/59 wurden insgesamt 242 Mill. kW er-
zeugt.

Entwicklungsbehörden

Diese bestehen in Form von Körperschaften 
öffentlichen Rechts in der Föderation und den 
Regionen und sollen in den jeweiligen Gebieten 
die wirtschaftliche Entwicklung durch neue In-
dustrie-Betriebe, durch den Ausbau der Straßen, 
Landbesiedlung und durch Forschungen för-
dern. Sie werden von den Absatzämtern finan-
ziert. Es handelt sich um folgende:

„Federal Loans Board"
„Northern Region Development Corporation' 
„Eastern Region Development Corporation“ 
„Western Region Development Board“ 
„Western Region Finance Corporation“
„Lagos Executive Development Board“, der die 
britische Gesellschaft für koloniale Entwick- 
lung Anleihen in Höhe von 1,25 Mill. Pfund 
zur Verfügung stellte.

Kapital für die industrielle Entwicklung kommt 
ferner von der „Investment Corporation of Ni-
geria Ltd" mit Unterstützung der „Common-
wealth-Entwicklungs-Finanzierungsgesellschaft , 
sowie von den kürzlich in der Ost- und Nord- 
Region gegründeten Entwicklungsgesellschaften.

Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung des 
Herausgebers aus dem Afrika-Bulletin Nr. 45, vom 

7. November 1961.



Finanzen Arbeitsfragen

Währung: 1 nigerianisches Pfund = 1 Pfund 
Sterling. Nigeria ersetzt die westafrikanische 
Währung durch eine eigene Währung. Die ersten 
nigerianisdien Noten wurden am 1. Juli 1959 
ausgegeben.
Das Bankwesen: Das Bankwesen untersteht dem 
Bankgesetz von 1952, das die Genehmigungs- 
pflicht für alle Banken, sowie ein Mindest-
stammkapital von 25 000 Pfund vorschreibt, 
von dem mindestens 12 000 Pfund in bar aufge-
bracht werden müssen.

Öffentliche Finanzen:

Im Anschluß an die Londoner Verfassungs-
konferenz von 1957 wurde eine Finanzkom-
mission eingesetzt. Die Regionen erhielten 
einen festgesetzten Prozentsatz der Einfuhr- 
und Ausfuhr-Zölle, der Verbrauchssteuern,

Außenhandel:

Das Schwergewicht des Exports liegt heute auf 
England, Amerika und Benelux. Für den Handel 
in beiden Richtungen: Japan, Bundesrepublik 
Deutschland und Italien.

Zwischen 1948 und 1958 konnte der Export 
wertmäßig verdoppelt werden, während sich der 
Import vervierfachte.

Gemäß den Planungen und in Verbindung mit 
Investierungen und Infrastruktur soll ab 1965

National-Einkommen

Gemessen an dem Durchschnittseinkommen in 
den westeuropäischen Ländern, das sich hier auf 
207 Pfund pro Kopf der Bevölkerung beläuft, 
ist dasselbe in Nigeria gering. Es stieg in den 
letzten Jahren von 21 auf 30 Pfund Sterling. 
Trotzdem liegt es höher als zum Beispiel in 
Äthiopien, Liberia, Indien und Pakistan. In den 
meisten afro-asiatischen Ländern liegt der

Aufteilung:

Landwirtschaft, Viehzucht, Forsten und Fischfang .... 501,0 Mill. Pfund
Bergbau, Handwerk und Industrie...................................... 14,5 „ „
Bauwirtschaft, Dienstleistungen, Banken und Versicherungen . 139,1 „ „
Grund und Boden, Zölle, Handel........................................................ 44,9 „
Zinsen und Guthaben im Ausland............................... 6,9 „ „
Abzüglich Dividenden an Personen im Ausland .... 7,5 „
Brutto-National-Einkommen............................................................ 812,3

Aufteilung der staatlichen Ausgaben und Investierungen:

Agrikultur................................................. 50,5 % Transportwesen.......................................14,5 #/o
Forsten.........................................................3,25°/« Industrie............................................ 18,25 0/0
Viehzucht................................................... 8,0 0/o Regierungsdienststellen..............................5,5 °/o

Die „Zentralbank von Nigeria“ wurde 1959 ge-
gründet. Die bedeutendsten Banken sind:

„Bank of British West Africa Ltd“, 
„Barclays Bank D. C. O. Ltd", 
„British and French Bank Ltd".
„National Bank of Nigeria Ltd“, 
„Merchants Bank Ltd“.

Daneben gibt es eine Postsparkasse und zwei 
Genossenschaftsbanken, eine in der Ost- und 
eine in der West-Region.

der Einkommensteuern, der Bergbau-Tan-
tiemen und anderer kleinerer Einnah-
men. Die Annahme des Berichts führte 
zu einer teilweisen Neuaufteilung der Ein-
nahmen.

der Export von Kakao, Baumwolle, Kautschuk 
und Holz wesentlich erhöht werden. Dies kann 
jedoch nur unter der Voraussetzung einer Sta-
bilisierung der Weltmarktpreise, sowie eines 
Ausgleichs des Commonwealth mit der EWG 
möglich werden.

Zweite Voraussetzung sind weitere Investierun-
gen des Auslandes. Nachstehend Übersicht der-
selben von 1953 bis 1958:

Durchschnitt bei 50 Pfund. In der Südafrikani-
schen Union jedoch bei 124 Pfund.
Das gesamte National-Einkommen Nigerias er-
höhte sich von 1950 bis 1957 um 4 °/0 pro Jahr, 
das ergab für 1957 ein Einkommen von 812,3 
Mill. Pfund, eine für afrikanische Verhältnisse 
beachtenswerte Summe, in der der Produktions-
anteil für die Selbstversorgung der bäuerlichen 
Familien nicht enthalten ist.

Die meisten Nigerier sind Kleinbauern, die neben 
Nahrungsmitteln für den eigenen Bedarf und der 
Belieferung der einheimischen Märkte auch noch 
für den Export Palmöl und Palmkerne, sowie 
Erdnüsse und Baumwolle erzeugen.

Am 30. September 1957 betrug die Zahl der 
Lohnempfänger in Betrieben mit mehr als zehn 
Beschäftigten:

Landwirtschaft, Forsten, Fischerei . 42 680
Bergbau, Steinbrüche...................... 53 630
Verarbeitende Industrie............................. 31 574
Baugewerbe............................................m 208
Handel........................................................... 5656,
Verkehr.................................................................. 45 032
Öffentlicher Dienst............................ 123 882

Arbeiterorganisationen

Arbeitsverhältnisse, Arbeiterwohlfahrt und Ge-
werkschaften unterliegen der konkurrierenden 
Gesetzgebung durch die Zentralregierung und 
die Regionalregierungen. Nigeria hat die Grund-
sätze der Internationalen Arbeitskonvention 
hinsichtlich des Rechts auf Zusammenschluß 
und der Regelung von Arbeitsstreitigkeiten an-
erkannt. Ende 1957 gab es 297 Gewerkschaften 
mit 232 953 Mitgliedern. Außerhalb des öffent-
lichen Dienstes und der öffentlichen Körper-
schaften gab es nur wenige ständige Verhand-
lungsorgane. Als Nachfolger der beiden früheren 
nigerianischen Arbeiterorganisationen auf Lan-
desebene wurde 1959 der Gewerkschaftskongreß 
von Nigeria gegründet.

In einigen Großbetrieben gibt es beratende Aus-
schüsse.

Arbeitsrecht

Für allgemeine Arbeitsfragen in Nigeria ist das 
Arbeitsrecht verbindlich, das sich auf entspre-
chende britische Gesetze stützt. Es regelt Fragen 
des Arbeitsverhältnisses, der gesundheitlichen 
Betreuung, der Wohlfahrt usw. Für Unfallent-
schädigung ist das Gesetz über die Arbeiterun-
fallversicherung und für Fabrikarbeiter das Fa-
brikgesetz maßgebend.

Entwicklungsaufgaben

Ein großer Teil des Staatsbudgets steht jährlich 
für die Entwicklung in den Regionen zur Ver-
fügung. Auch die Institute für landwirtschaft-
liche Forschung, für Forsten und für das Veteri-
närwesen bemühen sich um die rationelle Nutz-
barmachung des Landes.

An erster Stelle steht die Regulierung des ge-
samten Wasservorkommens.

Planungen:

— In den kommenden fünf Jahren sollen die 
Wasserkräfte des Niger und des Kaduna durch 
entsprechende Anlagen nutzbar gemacht wer-
den.

— Spezialisierung in der Agrarkultur.



— Anwendung von Düngemitteln (bisher fast 
unbekannt).

— Systematischer Kampf gegen Insekten und 
Parasiten.

— Verbesserung der Lagerung und Konservie-
rung von Lebensmitteln.

— Modernisierung des Transportwesens.

— Verbesserung des Kreditwesens.

— Erteilung staatlicher Lizenzen, um langfristige 
Investierungen herbeizuführen.

— Politik finanzieller Sicherheit.

— Politik fiskalischer Stützung.

Die industrielle Entwicklung ist weitgehend von 
den Weltmarktpreisen für Rohstoffe abhängig.

Der Ausbau der weiterverarbeitenden Industrie 
ist notwendig, um Arbeitsplätze zu schaffen. 
Wenn dann aber Energiequellen und ungelernte 
Arbeitskräfte genügend vorhanden sind, wird es 
an qualifizierten Arbeitern und Technikern feh-
len.
Die „Rockefeller Stiftung" unterhält ein Büro 
in Lagos. Besonders in England bemüht man sich 
um die Publizierung der Entwicklungsmöglich-
keiten, denn die Zukunft des Landes hängt von 
der Höhe der Investierungen ab. Um jedoch 
die Anzahl der bisher vorhandenen Arbeitsplätze 
nur um 1 % erhöhen zu können, müßten 90 
Millionen investiert werden. Die ausländischen 
Beteiligungen ergaben bisher nur 25 °/o der Ge-
samtinvestierungen. Die nigerianischen Finan-
ziers haben sich der schnelleren Profite wegen 

nicht der aufzubauenden Industrie, sondern 
hauptsächlich dem Handel zugewandt.

Trotz seiner großen Mannigfaltigkeit hat Ni-
geria ein Gefühl der Einheit entwickelt. Die 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung und 
der Ausbau des Verkehrs- und Nachrichten-
wesens haben das Land nicht nur dem Handel 
und Fortschritt geöffnet, sondern auch den freien 
Kontakt zwischen den Völkern ermöglicht. - 
Heute ist Nigeria von allen Teilen der Welt auf 
dem See- und Luftweg leicht erreichbar. Die 
natürlichen Hindernisse — die Wüste im Norden, 
eine sumpfige Küste im Süden und ein allgemein 
ungesundes Klima — sind überwunden worden.

Nachiorderungen dei Beilagen aus Politik und Zeitgeschichte sind an die Vertriebsabteilung DAS PARLAMENT. Hamburg 36, Gänsemarkt 21/23, zu richten. 
Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT zum Preis von DM 1,89 monatlich bei Postzustellung einschließlich Beilage ebenfalls nur an 
die Vertriebsabteilung Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preise von DM 6,— pro Stück einschließlich Verpackung zuzüglich Portokosten 
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